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Bei der Rückzahlung von Bearbeitungsgebühren ist Eile geboten.
Der Rückzahlungsanspruch verjährt unter Umständen noch 2014!
ein Artikel von Rechtsanwalt Alexander Rilling, Stuttgart 

In zwei neuen Entscheidungen hat der Bundesgerichtshof bestätigt, dass Banken keine Darlehensbearbeitungsgebühren nehmen dürfen und diese an die Kunden zurückzahlen müssen. Neu ist, dass für die Kunden eine lange Verjährungsfrist gilt. Kreditbearbeitungsgebühren, die seit dem Jahr 2004 von Banken verlangt wurden, können zurückgefordert werden. Bisher war man von einer dreijährigen Verjährungsfrist ausgegangen. 
Entscheidend ist nach dem BGH die unsichere Rechtslage. Erst seit dem Jahr 2011 stand fest, dass Banken keine Bearbeitungsgebühr verlangen durften Bis dahin war eine Bearbeitungsgebühr von ca. 2% von der Rechtsprechung gebilligt worden. Für die Verbraucher und die Banken ist nun entscheidend, bis wann der Rückzahlungsanspruch geltend gemacht werden kann. Das hängt von der Verjährung ab. 
Die kenntnisabhängige Verjährung beginnt, sobald dem Kunden Tatsachen bekannt sind, die es ratsam scheinen lassen, sich mit dem Thema weiter auseinander zu setzen. Diese kenntnisabhängige Verjährung läuft nur drei Jahre und beginnt mit dem Ende des Jahres, in dem der Rückzahlungsanspruch entstanden ist und der Kunde Kenntnis vom möglichen Anspruch hatte. Das könnte, wenn man die Entscheidung des BGH streng interpretiert, schon im Jahr 2011 der Fall gewesen sein, so dass Rückforderungsansprüche sicherheitshalber bis spätestens Ende 2014 rechtshängig gemacht werden müssen. Das wiederum bedeutet, der Kunde muss eine Klage bei Gericht eingereicht oder einen Mahnbescheid beantragt haben. Ein bloßes Aufforderungsschreiben an die Bank genügt nicht. Ebenfalls nicht ausreichend ist ein Antrag an den Ombudsmann – die Banken verfügen über verschiedene Ombudsstellen –, wenn nicht die Bank zuvor den Anspruch ausdrücklich abgelehnt hat. Hier ist also höchste Eile geboten. 
Bei einer etwas weniger strengen Interpretation können Rückforderungsansprüche auch noch länger geltend gemacht werden. Hier könnte argumentiert werden, dass Ansprüche, die man bis jetzt für verjährt gehalten hat, also Ansprüche, die in den Jahren 2004 bis 2007 entstanden sind, jetzt doch noch geltend gemacht werden können. Hier gilt eine 10-jährige Verjährung ab Anspruchsentstehung. 
Für Ansprüche, die in den Jahren 2008 bis 2010 entstanden sind, könnte sich die Rechtslage wieder anders darstellen. Hier war der Schaden entstanden und bei möglicher strenger Interpretation der BGH-Entscheidung auch seit dem Jahr 2011 bekannt, dass die Ansprüche geltend gemacht werden können. Diese sind also möglicherweise auch jetzt schon verjährt. Anderes gilt für die Ansprüche, die seit dem Jahr 2011 entstanden sind. Ansprüche die seit dem Jahr 2011 entstanden sind, verjähren Ende 2014, Ansprüche des Jahres 2012 im Jahr 2015 usf. 

Da die Banken voraussichtlich nicht auf ihre Kunden zugehen werden, wird es zu empfehlen sein, mögliche Ansprüche rasch fachkundig prüfen zu lassen, um keine Fristen zu versäumen. Im Erfolgsfall haften die Banken häufig auch für die Anwaltsgebühren.
Der Autor ist Mitglied der Deutschen Anwalts- und Steuerberatervereinigung für die mittelständische Wirtschaft e.V.

Für Rückfragen steht Ihnen der Autor gerne zur Verfügung
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